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VIII

vemokratie und Wirtſchaftsleben
Mit dem heutigen Thema kommen wir auf ein politiſches

Gebiet das viel mehr Beachtung in der breiten Maſſe ver
dient als es bisher der Fall geweſen Wenn es in dem
innerpolitiſchen Leben des deutſchen Volkes zu faſt unerträg
lichen Spannungen gekommen iſt ſo liegt das ausſchließlich
daran daß die einzelnen politiſchen Parteien
weit über den Rahmen ihrer urſprünglichen ſtaatsbildenden
oder ſtaatserhaltenden Aufgaben hinausgegangen ſind und
ſich zu nackten Jntereſſenvertretungen der
verſchiedenen Hauptberufsgruppen entwickelt haben Die
Maſſen der Wähler ſtellen ſich daher auch heute noch zu den
Parteien nach dem Grade in welchem dieſe für die wirtſchaft
lichen Jntereſſen der einzelnen Berufsgruppen eintreten
Die parteipolitiſche Weltanſchauung die Staatsidee welche
die einzelne Partei vertritt wird dabei faſt vollkommen in
oen Hintergrund geſchoben Der Beamte der Privatange
ſtellte der Arbeiter der Kaufmann der Großinduſtrielle der
Landwirt der Gewerbetreibende fragt bei der Wahl aicht
danach ob die Partei der er ſeine Stimme zu geben gedenkt
für eine Staatsform eintritt in der alle Schichten des Volkes
ohne Ausnahme zu ihrem Rechte kommen er fragt nur
danach ob ſie die Jntereſſen ſeines engeren Berufskreiſes
energiſch genug vertritt oder zu vertreten verſpricht und
überläßt den Ausgleich der Gegenſätze auf den jede Geſetz
gebung letzten Endes hinausläuft den Machtproben der
Vertreter der Jntereſſen gegenſätze im Par
lament wozu die gewählten Abgeordneten die dem Sinne
nach jeder Einzelne ein Vertreter der allgemeinen Volks
intereſſen ſein ſollte geworden ſind

Das iſt ein ungeſunder Zuſtand der nirgends
ſo ſtark ausgeprägt iſt als bei uns in Deutſchland Die Ent
wicklung der Parteien zu nackten Jntereſſenvertretungen hat
aber auch eine innere Begründung die man zweifellos gelten
laſſen muß Jm alten Obrigkeitsſtaate war infolge der Volks
erziehung mit den ſchon gekennzeichneten demagogiſchen Mit
teln die Staatsform etwas Feſtſtehendes Unverrückbares
Und die politiſchen Parteien mit Ausnahme der Sozial
demokratie dachten bei ihrer Arbeit wenig oder gar nicht
an eine Umwälzung dieſer Staatsform ſondern allenfalls
nur an eine möglichſt weitgehende Erweiterung der Volks
rechte innerhalb der geſteckten Grenzen Dadurch ſchied die
Frage dex Staatsbildung aus dem Programm der Parteien
aus und wir kamen zu der bekannten Gruppierung konſer
vatip freikonſervativ Reichspartei Zentrum nationalliberal
Fortſchrittler und Sozialiſten Dieſe konnten ſich als wirt
ſchaftliche Jntereſſenvertrerungen betätigen Nach der er
folgten Staatsumwälzung und nachdem wir aus dem Mehr
heitswillen des Volkes heraus einen freien Volksſtaat
mit weſentlich umgeſtellten und erweiterten Volksrechten
haben können die politiſchen Parteien verſtändigerweiſe nur
politiſche Ziele Staatsauffaſſungen in den Mittel
punkt ihrer Arbeit rücken und ſpezielle Wirtſchaftsintereſſen
programmatiſch nur behandeln wenn ſie mit der propagiertenStaatsform untrennbar verbunden ſind Solche enge Ge

meinſchaft zwiſchen Staatsform und Wirtſchaftsleben gibt es
aber an ſich nicht Der einfache Vergleich mit anderen Ländern
der Erde müßte jedermann darüber die Augen öffnen Jn
allen Kulturländern gen gleich ob es ſich um Republiken
demokratiſch parlamentarifche Gebilde abſolute oder konſti
tutionelle Monarchien handelt produziert der t
ſeine Güter macht der Zwiſchenhandel ſeine Geſchäfte fertigtber Handwerker ſeine Erzeugniſſe verkauft der Detailliſt ſeine

Waren und ſucht der Konſument nach den Stellen wo er die
rfniſſe ſeines Lebensunterhaltes am billigſten erlangen

ann
Wenn alſo heute der Großgrundbeſitz mit einigen indu

er Anhängſeln ſich hinter die Deutſchnationale
artei ſteckt deren politiſche Jdee klar und deutlich die

des Monarchismus im altkonſervativen Sinne iſt dann muß
er ſich doch wohl beſondere Vorteile für ſeine ſpeziellen Jnrer
eſſen verſprechen und man hat alle Urſache über die Berech
tigung des altbekannten Junkerwortes nachzudenken Und
der König abſolut wenn er unſern Willen tut Und da
andererſeits die monarchiſche Jdee wie wir ſchon dargelegt

n aufs an verknüpft iſt mit dem Gedankengang non
Obrigkeit und Untertan iſt es gar nicht denkbar daß die
Träger des deutſchnationalen Gedankens allen Schichten des
Volkes und allen Wirtſchaftsgruppen volle Gleichberechtigung
einräumen wollen Sie werden und es wäre unlogiſch
wenn ſie es nicht täten ſtets im Sinne des alten Ver
hältniſſes von Obrigkeit und Untertan zwiſchen einer
führenden Oberſchicht und einer zu führenden Maſſe unter
ſcheiden die kein Beſtimmungsrecht über die Führer ſondern
nur Gehorſamspflicht aus gottgewollter Abhängigkeit hat
Das muß ſelbſtverſtändlich auch auf das Wirtſchaſtsleben ab
färben Wenn heute alſo Wirtſchaftsfaktoren ſich mit ihren
Mitteln hinter eine Partei ſtellen die nach Wiedereinführun
des Monarchismus ſtrebt ſo tun ſie es nur weil ſie dur
dieſe Staatsform einen Schutz gegen Rechte erwarten die
andere Volksſchichten zum gerechten Ausgleich fordern

Nicht viel anders liegen die Dinge bei der Deutſchen
Volkspartei dieſem Gebilde aus Elementen die
glauben einen gangbaren Mittelweg zwiſchen dem Gedanken
von Obrigkeit und Untertan und dem abſoluten Salbſt
beſtimmungsrecht des Volkes finden zu können und die dabei
83 nicht merken oder wenigſtens nicht zugeben wollen daß

bei nur en herauskommen können die über kurz
uder lang einer klaren Entſcheidung nach der einen
der anderen Seite weichen müſſen Hinter dieſer Partei

ſteht die Schwerinduſtrie mit ihren reichen Mitteln Warum
Das müßte ſich jeder denkende Deutſche eigentlich ſelbſt an
ſeinen e Fingern abzählen können Die hinter der Volks
artei ſtehenden Wirtſchaftsfaktoren haben ebenfalls ein ausP laghebendes Jntereſſe daran zu einer Staatsform zu

kommen die ihren Berufsgruppen ein gewiſſes Uebergewicht
über andere VBerufsſchichten gibt wenn ſie dieſen Berufs
ſchichten auch eine nicht unweſentliche Erweiterung ihrer bis
herigen Rechte zugeſtehen wollen Das iſt keine Anerkennung
des gleichen Rechts für alle ſondern es werden hier nur
wirtſchaftlich wie politiſch von den alten Machtfaktoren Zu
geſtändniſſe gemacht ohne den letzten Schritt die reſtloſe
Beſeitigung des Gedankens von Obrigkeit und Untertan zu
unternehmen

Mit den Auffaſſungen der Rechtsparteien kommen wir
alſo von dem Klaſſenſtaatsgedanken nicht los der auch die
Verhältniſſe im Wirtſchaftsleben niemals ausbalanzieren
ſondern mit den Hilfsmitteln des Staates immer nach der
kapitaliſtiſchen Seite gravitieren läßt

Das Gegenſtück der kapitaliſtiſchen Klaſſenſtaatsidee iſt
die Jdee des Sozialismus die zum Träger des
Wirtſchaftslebens die produktiven Kräfte der Volksgemein
ſchaft unter ſtärkſter Beſchneidung der Rechte des produktiven
Jndividuums zugunſten der Volksgemeinſchaft die alle auch
die unproduktiven Glieder umfaſſen muß machen will Dieſe
Jdee krankt an einer unglaublichen Unterſchätzung der Rolle
die das Kapital im Wirtſchaftsleben immer ſpielen wird
weil es ja nicht ein Wert an ſich ſondern nur Zahlungsmitte
iſt und andererſeits an einer ſchwerwiegenden Verkennung
der Volksſeele Aus der Bildung des ſozialiſtiſchen Staates
wenn er wirklich durch einen Zufall oder Zwang kommen
würde würden entweder ſofort oder doch nach und nach alle
diejenigen produktiven Elemente ausſcheiden die das Recht
für ſich in Anſpruch nehmen ſich kraft ihrer Jntelligenz vor
wärtszuarbeiten und ſich in ihrer Entwicklung nicht ab
bremſen zu laſſen durch weniger begabte oder weniger arbeitsluſtige Weſonen Träger der ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsidee

würden alſo letzten Endes nur noch die weniger ſelbſtändigen
Elemente ſein können in denen eine Garantie für das Ge
lingen des Experimentes ſowieſo nicht geboten iſt So wird
die Sozialiſierungsidee lediglich Aushängeſchild für den
Kampf um die Bevorrechtung einer Klaſſe die in dem alten
Klaſſenſtaat nicht zu ihrem Rechte kommen konnte

Wenn aber die vorbeſprochenen Wege nicht zur Aus
balanzierung des Wirtſchaftslebens führen können ſondern
immer nur darauf abzielen irgendeiner Schicht ein wirt
ſchaftliches Uebergewicht über eine andere zu geben ſo bleibt
naturgemäß nur noch der Weg der Demo
kratie der ſowohl wirtſchaftlich als auch politiſch
leiches Recht für alle mithin den größtenSchut für die individuelle Auswirkung wie

die uſammenfaſſung aller produktivenKräfte u einer großen Volksarbeits
emeinſchaft zum Schutz der gemeinſamen
ntereſſ en Ter Sint

Dazu iſt in erſter Linie erforderlich eine gewiſſe Tren
nung von Politik und Wirtſchaftspolitik Die Bindung non
Wirtſchaftsintereſſen mit Staatsideen ergibt einen Miß
brauch der Staatsgewalten zur Unterſtützung einſeitiger
Wirtſchaftsintereſſen Notwendig dagegen iſt die Abhängig
machung von Ziel und Richtung in den einzelnen Berufsgruppen durch Arbeiieggemeiniwaſten zwiſchen Arbeitneh nern

und Arbeitgebern und weiter ein Ausgleich zwiſchen den ein
elnen Berufsgruppen im Jntereſſe höherer gemeinſamerrer en durch korporative Zuſammenſo,tuſſe die in dem
chon beſtehenden Reichswict chaftsrat ihre Spitze finden
würden Auf dem Wege dex Demokratiſierung des Wirt
ſchaftslebens auf dem Wege des Ausgleichs der Ausſprache
und der Beſchlußfaſſung pari ätiſcher Organiſationen laſſen
ſich die Jntereſſen aller am Wirtſchaftsleben beteiligten
Kräfte am beſten wahren und ſichern eine möglichſt ſpan
nungsfreie Fortentwicklung die jede Vergewaltigung einer
Mehrheit durch eine Minderheit verhindert 9

Die Reparationsfragen
Zum Vertreter Jtaliens in der Reparations Kom

miſſion iſt an Stelle des verſtorbenen Bertolini der ehemalige
italieniſche Botſchafter in Paris Marquis Salvago Raggi er
nannt worden

Der engliſch deutſche Schiedsgerichtshof der
gemäß Artikel 296 des Verſailler Friedensvertrages über Streit
fälle wegen Schulden und anderer Fragen zu entſcheiden hat
hat ſich konſtituiert und wird Ende dieſes Monats in London ſeine
Sitzungen aufnehmen

Zu dem Sturz des Kabinetts Leygues

erklärt das Berl Tagebl daß Leygues gezwungen worden ſei
zurückzutreten weil man befürchtet er werde bei den Verhand
lungen mit England nicht genügend Widerſtandsfähigkeit zeigen
Man halte ihn für zu ſchwach um in der Entwaffnungsfrage und
daneben in den Orientfragen gegenüber England das durchzu
ſetzen was der nationale Block lehrt

daß die nationaliſtiſchen Strömungen in der Kammer ſeine Poli
tik ale nicht ſcharf genug gegen Deutſchland beurteilt und auch
an a mſttedes den Alliierten gegenüber für nicht beſtimmt genug

Kammerpräſidenten Raoul Peret für den ausſichtsreichſten
Kandidaten für den Miniſterpräſidentenpoſten

Nach einer Meldung des Berl Tagebl aus London hat
Lloyd George ſofort nach Eintreffen der Nachricht von dem Rück

Auch die Freiheit führt den Sturz Leygues darauf zurück

Wie mehrere Blätter aus Paris melden hält man dort den
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tritt Leygues die bereits im Hotel Claridge in Paris beſtellten
Zimmer abbeſtellt Man glaubt nicht daß die Konferenz des
Oberſten Rates vor Februar ſtattfinden wird

Kammer Ergänzungsbericht Auf die Frage des
Kammerpräſidenten Raoul Peret welchen Tag die Regie
rung für die Diskuſſion der drei eingelaufenen Jnterpellationen
vorſchlagen wolle erklärte Miniſterpräſident Leygues er ver
ſtehe daß die Kammer unterrichtet ſein wolle aber es gäbe Stun
den in denen die öffentliche Diskuſſion der Regie
rungspolitikt große Unge legenheiten bereiten
könne Die Autorität der Regierung könne durch eine ſolche De
batte verringert werden Es handele ſich aber darum zu wiſſen
ob die Regierung das Vertrauen beſitze das ſie haben müßte
um Frankreich am 19 Januar auf der interalliier
ten Konferenz zu vertreten Die franzöſiſche Regierung
müßte ſich mit ungebundenen Händen zu den Beratungen begeben
können Sie werde kein verringertes Vertrauen annehmen um
im Namen eines ſiegreichen Frankreichs ſprechen zu können Die
Regierung werde auf der Konferenz erſcheinen mit dem vol
len Vertrauen oder ſie werde nicht hingehen
Nachdem Bokanowski und Bonnevay ſich gegen die Vertagung
ausgeſprochen hatten wurde die vom Miniſterpräſidenten ver
langte Vertagung wie bereits gemeldet mit 483 gegen 125 Stim
men abgelehnt

Nach dem Kammerbericht der Agence Havas hat Miniſterprä
ſident Leygues das Abſtimmungsergebnis erwar
tet Nach der Sitzung überreichte das Miniſterium dem Präſi
denten der Republik ſein Rücktrittsgeſuch Präſident Millerand
erſuchte die Kabinetts mitglieder bis zur Ernennung eines neuen
Miniſteriums die laufenden Geſchäfte zu erledigen

Herabſetzung der amerikaniſchen Beſatzungstruppen
New York 12 Jan Das Kriegsdepartement hat an

geordnet daß die Zahl der amerikaniſchen Beſatzungstruppen
im Rheinland von 15 000 auf 8000 Mann herabgeſetzt werd

Sozialpolitiſcher Rückblick

Die Gefahr eines Eiſenbahnerſtreits die ſchon über
wunden ſchien iſt wieder neu am Horizont aufgetaucht Die
Eiſenbahner haben in den verſchiedenſten Landesteilen die
Zugeſtändniſſe des Reichsfinanzminiſteriums als unzu
reichend abgelehnt Es wird der Regierung wohl nichts
anderes übrig bleiben als wenigſtens in den unteren Lohn
und Gehaltstlaſſen noch weitere Einkommenserhöhungen
vorzunehmen Bemerkenswect iſt daß bei der Urabſtim
mung der Eiſenbahnbeamten in Norddeutſchland und Heſſen
mehrmals ein Drittel der Stimmberechtigten nicht an der
Abſtimmung teilgenommen haben Von den Abſtimmenden
haben nur etwa 60 Proz für den Streik geſtimmt Es liegt
ſogar die Möglichkeit vor daß durch die noch ausſtehenden
ſübdeutſchen Ergebniſſe eine Mehrheit gegen den Streik zu
ſtande kommi Bei der bekannten Finanzlage des Reiches
iſt es unbegreiflich wie der Deutſche Beamtenbund ſich auf
den Standpunkt ſtellen kann daß die Forderung des Reichs
finanzminiſters jede Erhöhung der Teuerungszulagen von
der B ſchaffung neuer Einnahmen abhängig zu machen die
Einigung erſchwere Gerade die Beamten ſind mit ihrer
anzen Exiſtenz und Zukunft an der Geſundung der Reichsßengen intereſſiert Jn einem bankerotten Staate ſind

immer die Beamten zuerſt die Leidtragender Man braucht

nur an die Zuſtände in der alten Türkei zu denken wo die
Beamten monatelang ohne Gehalt blieben Bei uns liegen
aber die Dinge noch riel ſchlimmer wegen unſerer finan
zielken und ſonſtigen Abhängigkeit von der Entente Schon
heute verſchlingt die Beamtenbeſoldung den weitaus größten
Teil der Reichseinnahmen enn es unſerer Regierung
nicht gelingt die Verwaltungskoſten des Reiches mit unſeren
finanziellen Mitteln in Einklang zu bringen ſei es durch
Einſchränkung der Ausgaben oder durch Erſchürfung neuer
Steuerquellen ſo iſt die Finanzaufſicht der Entente unver
meidbar Man darf aber ſicher ſein daß wenn die Entente
die Ordnung unſerer Finanzen vornimmt die Intereſſen der
Beamten nicht die gleiche gerechte Würdigung finden werden
wie heute durch Regierung und Volksvertretung Wenn
die Beamten und ganz beſonders die Eiſenbahner über dieſe
Sachlage richtig nachdenken ſo wird die Einigung auf einer
mittleren Linie ſicher erleichtert werden

Eine andere wenn auch weniger die Oeffentlichkeit auf
wühlende Erregung iſt durch die plötzliche abermalige Er
höhung der Jnvalidenbeiträge entſtanden Die Gegnerſchaft
richtet ſich hier freilich beſonders gegen die etwas rückſichts
loſe und bureaukratiſche Form in der die Erhöhung durch
geführt wurde Sachlich ſieht man in den Kreiſen der Be
trof enen durchaus ein daß die Erhöhung notwendig ge
worden iſt durch die Notlage der Jnvalidenrentner und die
ſchwierige Lage in die die Landesverſicherungsanſtggten ge
raten ſind weil die laufenden Renten nicht mehr dürch die
Beitragseinnahmen gedeckt wurden ſo daß einige Anſtalten
bereits gezwungen waren unter erheblichen Verluſten Wert
papiere zu verkaufen

örderung der Bautie m Fit W Tr Sgkeit macht eine wachſende Oppoſition geltend Derbekannte Direktor des Berliner Wohnungeg nes hat na

gewieſen daß jährlich 5 bis 6 Milliarden Mark notwendig
wären um die zur Deckung des normalen Woh nungsbedarfs
erforderlichen Baukoſtenzuſchüſſe aufbringen zu könmüßte dann etwa der volle ar e h

Betrag der heutigen Wohnunmiete als Steuer erhobe werdet en rlich 5
iſt Die in Ausſicht genommene zehnprozentige Mietſteuer
würde gegenüber dem heutigen Wohnungsmangel völlig unwirkſam bleiben die Mieter aber e in belajede Mietſteuer unſozial iſt Werke a e reden
eiten alle Sozialpolitiker einig



rikaniſche Botſchafter Wallace mit daß ſeine Regie

Aufhebung der Frefzügigkeits
Beſchränkungen in Sicht

Die i der Verordnung über die Freimachung von Arbeitsſtellen haben ſich ſoweit ſie die Be

ſchäftigung ortsfremder Perſonen betreffen namentlich für
die Angeſtellten immer mehr als ein zweiſchneidiges Mittel
erwieſen durch das die Beſchäftigungsloſigteit eher geſtei
gert als eingedämmt worden iſt er Gewerkſchaftsbund
der Angeſtellten G D iſt daher wiederholt letzthin auch
durch ſeinen Vertreter Beckmann im Reichswirtſchaftsrat
e einer Aufhebung der einſchlägigen nen vor
Kellig geworden Wie aus einem den Gewerkſchaften vom
Reichsarbeitsminiſterium inzwiſchen zur Begutachtung zu

e genen Geſetzentwurf hervorgeht beſteht nunmehr die
J ſicht den Geltungsbereich der h in vorſtehen
dem Sinne einzuſchränken ſo daß die Beſeitigung der von
den örtlichen Demobilmachngsorganen erlaſſenen Beſtim
mungen über die Entlaſſung und RNichteinſtellung orts
ar Arbeitskräfte nur noch eine Frage kurzer Zeit ſein
ürfte

Sturz der Rechtsregierung
in Mecklenburg

n Mecklenburg hat fich ſehr bald herausgeſtellt daß
eine reine Rechtsre e Ding der Unmöglichkeit iſt
das Kabinett Dr Reincke Bloch das ſich aus Deutſchnatio
nalen und Deutſcher Volkspartei zuſammenſetzte gei bisher
nichts zu leiſten vermocht Die Verſuche die Polizei im
reaktionären Sinne zu politiſieren und die Verwaltung rück
wärts zu redigieren ſchlugen fehl Jetzt iſt das Miniſterium
über ſeinen Juſtizminiſter geſtürzt Es iſt das erſte Mal
daß ein Miniſterium infolge eines Mitzugauensvotums in
einem deutſchen Land gehen muß Runmehr heißt es wieder
Demokratie hilf Jetzt ſollen die Demokraten das neue
Miniſterium bilden und zwar wird als Miniſterpräſident
Paſtor Gladiſchewsky genannt der für den ausſcheidenden
früheren Miniſterpräſidenten Dr Wendorff in den Landtag
einrücken wird Wie die Dinge in Mecklenburg liegen wäre
eine Mitteregierung aus Demokraten und Sozialiſten aller
dings auch nur eine Minderheitsregierung aber man kann
den Rechtsparteien und den Kommuniſten dann die Verant
wortung dafür überlaſſen ob ſie ein ſolches Kabinett ſtürzen
und damit das Land in Unſicherheit bringen wollen

Nmerikas KHusſcheiden aus dem
Botſchafterrat

In der Mittwochſttzung des Botſchafterrats teilte der ame

rung da der Verſailler Friedensvertrag nicht ratifiziert
worden ſei es nicht für angebracht halte noch länger eine
amerikaniſche Delegation bei der Votſchafterkonferenz zu unter
Halten Der Vorſitzende Jules Cambon drückte das Bedauern
der Konferenz über die Zurückziehung des amerikaniſchen Vot
ſchafters aus Der Botſchafterrat hörte alsdann einen Bericht
über die augenblicklich in Paris zwiſchen deutſchen und polniſchen
Vertretern geführten Verhandlungen in betreff des Tranſit
verkehrs zwiſchen Oſt und Weſtpreußen durch den
Weichfelkorridor

Verhandlungen über den Keichstarif für
das Bankgewerbe

Wie der Deutſche BankbeamtenVerein der Dena mit
teilt fanden geſtern auf Einladung des Reichsarbeitsmini
teriums Verhandlungen über die von Arbeitgeber und

Arbeitnehmerſeite beantragte Ausdehnung des am 22 Okt
1920 abgeſchloſſenen Reichs arifes für das Bankgewerbe auf
das geſamte Deutſche Reich ſtatt Den Vorſitz führte Regie
rungsrat Dr Buſſe Ferner waren erſchienen vom Reichs
arbeitsminiſterium die Referenten Dr Brahn und Dr Foth
Auch Vertreter des Reichswirtſchaftsminiſteriums und des
Preußiſchen Handelsminiſteriums wohnten den Verhand
lungen bei Die nicht dem Reichsverbande der Bankleitungen
angehörenden Priratbankgeſchäfte Hypothekenbanken und

ſich die

u a war auch Profeſſor Dr Srüger ver Vornende des an
gemeinen Verbandes Deutſcher Erwerbs und Wirtſchafts
genoſſenſchaften anweſend Die Angeſtelltenorganiſationen
waren durch ihre leitenden Perſönlichkeiten vertreten Der
weſentliche Teil der Erörtecungen drehte um die Frage
ob auch der nicht dem Reichsverbande der Bankleitungen an
r Teil des deutſchen Bankgewerbes in der Lage ſei
en Reichstariſvertrag in finanzieller Beziehung zu erfüllenVon den Angeſtelltenvertretern wurde ein ment

Tatſachen und Ziffernmaterial für die Rotwendigkeit der
r des abgeſchloſſenen Reichstarifesauf das geſamte deutſche Bankgewerbe vorgetragen Bei
Schluß der über ſechsſtündigen Sitzung erklärte der Vor
ſitzende daß hinreichende Aufklärung gegeben ſei und daß
in aller Kürze die Entſcheidung des Reichsarbeitsminiſte
riums zu erwarten wäre

Die Berliner Finanzminiſterkonferenz
Der Zuſammentritt der einzelſtaatlichen Finanzminiſter zu

Beſprechungen mit dem Reichsfinanzminiſter Dr Wirth in Berlin
hat vor allen Dingen den Zweck ſich über die Erhöhung der Be
amtentenerungszulagen zu verſtändigen Für die Einzelſtaaten
handelt es ſich beſonders um die Frage wie die Deckung der
Mehrkoſten zu bewerkſtelligen iſt Naturgemäß beſteht in den
Ländern bei der jetzigen Beſchränkung ihrer Einnahmequellen
der Wille die neuen Laſten auf das Reich abzuwälzen Es wird
nicht leicht ſein hier eine Löſung zu finden da das Reich bei
ſeiner ſo ſtark gewachſenen Beamtenſchaft ſelbſt noch nicht weiß
wo es für ſeine Beamten die Deckung für die neuen Ausgaben
hernehmen ſoll

Zur Siedelungspolitik
Die im Jntereſſe unſeres Volkes ſo dringend notwendige

Siedelung kommt vielfach nicht vorwärts weil den gemeinnützi
gen Siedelungsgeſellſchaften nicht genügend Betriebskapital zur

führen Die Deutſche demokratiſche Fraktion der Preußiſchen
Landesverſammlung hatte deshalb im Hauptausſchuß beantragt
daß der preußiſche Staat ſeine Einlagen bei den Siedelungs
geſellſchaften um mindeſtens 50 Millionen Mark erhöht Dieſer
Antrag wurde im Ausſchuß von allen übrigen Parteien abge
lehnt Beim Landwirtſchaftsetat brachte der demokratiſche Abg
Dr Schreiber Halle ihn erneut ein und nunmehr fand er in
der Form einer Entſchließung die die Regierung erſucht die
Staatseinlagen bei den Siedelungsgeſellſchaften um mindeſtens
50 Millionen Mark zu erhöhen die Annahme der Preußiſchen
Landesverſammlung

An alle demokratiſchen Lehrer un
Lehrerinnen

erläßt der Schulausſchuß der Deutſchen demokratiſchen Partei
einen Aufruf Es wird darin ausgeführt daß die Reichs

St in großen Zügen den Gang der Entwicklung
unſeres Schulweſens für die nächſte Jeit beſtimmt habe Die
alten demokratiſchen Forderungen der gemeinſamen Grund
chule der freien Bahn für alle der Einheit des Lehrer
tandes ſtänden vor der h Der ganze Lehrer
ſtand vom Lehrer auf dem entlegendſten Dorfe bis zum
Univerſitätsprofeſſor müßten herangezogen werden um die
neue Schule unter Dach und Fach zu bringen Dabei ſollten

mokratiſchen e und Lehrerinnen nicht an die
s und links ſeien Lehrerbünde am

und die Parlamente in
s wäre Torheit wenn die

Wand drücken laſſen Re
Werke die öffentliche Meinun
ihrem Sinne zu beeinfluſſen

neue Vereine gründen ſondern ſich den beſtehenden Ver
bänden der demokratiſchen Partei enger zuſammenſchließen
und zwar zu Arbeitsgemeinſchaften die alle Gruppen des
Verufes zuſammenfaßten um gemeinſchaftlich die großen
Schulprobleme zu klären An jeder mehrklaſſigen Schule
müſſe ein Lehrer oder eine Lehrerin als Vertrauensperſon
in jedem größeren Orte und jedem Landbezirk ein Obmann
und in jedem Wahlbezirk ein Bevollmächtigter gewählt
werden der in wichtigen Fällen dem Reichsausſchuß die
Meinung der demokratiſchen Lehrerſchaft übermitteln könne
Zuſchriften und Anfragen in dieſer Angelegenheit ſind an
Realgymnaſialdirektor F Teſſendorff Berlin Steglitz Grill

Kreditgenoſſenſchaften hatten zahlreiche Vertreter entſendet parzerſtraße 16 zu richten

r

n

v

Verfügung ſteht um Land anzukaufen und der Siedelung zuzu

des Poſtſtreiks für 6 Uhr abends beſchloſſen wurde

ab 6 Uhr früh den Dienſt einzuſtellen
Korreſpondenz
Poſtangeſtellten beſchloſſen den Dienſt weiter
zu verſehen doch wird dieſer nur in beſchränktem Umfang
aufrecht erhalten werden können

Demokraten tatenlos beiſeite ſtehen würden ſie müßten nicht

Deutſches Reich
Demokratiſche Landtagskandidaturen Der Wahlkreis

verband Riederſachſen der Deutſchen demokratiſchen Partei
ſtellte folgende Kandidaten auf Für den Wahlkreis Hildes
heimHannover 1 den bisherigen Abg Barteld Oberpoſt
ſekretär 2 den Göttinger Univerſitätsprofeſſor Dr Schu
3 den Schneidermeiſter
Hoffmann für den Wahlkreis Stade Lüneburg 1 Fabrik
beſitzer und Senator Mackentuhn 2 Oberlehrerin Fräulein
Drews 3 Kapitän Reiter an vierter Stelle ſoll ein noch zu
benennender Handwerksmeiſter aus Harburg kandidieren

l

Kuhrmeyer 4 die Hausfrau Etſabett

Wieder ausgeſöhnt Während der Führer der Deutſch
nationalen Hergt ſcharfe Worte gegen die Volkspartei ge
funden hat und die Volksparteiler die Angriffe zurückge
wieſen haben ſcheint man in einzelnen Landesteilen Jas
Kriegsbeil begraben zu wollen und gemeinſchaftlich reaktio
näre Politik machen zu wollen Jn der Gegend von Waldsrode Hannover werden eine Kein

ſchaftlich von der Deutſchen Volkspartei und der Deutſch
nationalen Volkspartei einberufen in denen Paſtor Bode
aus Bremen über das Wort Gedenke daß du ein Dentſcher
biſt gegen ein Eintrittsgeld von 50 Pfennig ſprechen wird
Welcher Partei Herr Bode jetzt angehört wird nicht verraten

e Verſammlungen gemein

Zwiſchen Zentrum und Welfen iſt für die kommenden
Wahlen zum preußiſchen Landtag und zum Provinziallandta
von den maßgebenden
bündnis abgeſchloſſen worden Wie die Deutſche Volksztg
betont wird dieſe Vereinbarung auch über die Wahlen hin
aus Gültigkeit behalten

Parteiorganiſationen ein Wahl

Auslanös Runöſchau
Poftſtreit in Oeſterreich Wie die Korreſpondenz Herzog mel

det hielt der Vorſtand des Gewerkſchaftsverbandes der Poſtbeam
ten in Wien geſtern eine Sitzung ab in der die Proklamierung

Gleichzeitig
ging ein Telegramm an die Vertrauensmänner an die Provinz

Wie die Chriſtlichſoziale
nicht ſozialiſtiſchenmeldet haben die

Verhandlungen über ein Handelsabkommen zwiſchen
Jtalien und der Tſchechei Wie die Blätter melden beginnen
am 20 Januar zwiſchen d und der Tſchecho Slowakei
die Verhandlungen über den T eines Handelsabkom
mens in Rom wohin ſich der Außenminiſter Dr Beneſch

erſönlich begeben wird
An dem Mailänder Kengretz der Ligen für den Völker

bund auf dem Rufſſini den Vorſitz führt nehmen Vertretervon Deutſchland Oeſterreich Ungarn und Bulgarien ſowie
als blaße Zuhörer Vertreter der ruſſiſchen Nationalverſamm
lung teil Jn der Mittwoch Sitzung der Völkerbundsver
einigung ſprach nach dem Vorſitzenden Ruffini der öſter
reichiſche Delegierte Dumba der die tragiſche Lage Deutſch
Oeſterreichs ſchilderte Der deutſche Vertreter Profeſſor
a erklärte Deutſchland möchte zwar dem Völkerbund
eitreten doch keinesfalls als unerwünſchter Gaſt Der

italieniſche Delegierte Janni ſagte Jtalien müßte die Sicher
n haben daß es zu keiner habsburgiſchen Reſtauration
mme

Sport der Saale Feitung
Hocken Club Halle Die zu Freitag einberufene Mitglieder

verſammlung findet nicht im Hotel Stadt Hamburg ſondern im
Reſtaurant St Nikolaus ſtatt

Veberſiedlung der Hanielſchen Zucht nach Bayern Der be
kannte Rennſtallbeſitzer und Vollblutzüchter Herr Haniel der
durch die Kriegsfolgen gezwungen wurde ſein im Elſaß gelegenes
Geſtüt Walburg zu verlaſſen hatte ſeine koſtbaren 21 Köpfe um
faſſenden Mutterſtutenpferde bisher vorläufig in dem früheren
Haupt Trabergeſtüt Lilienhof in Baden untergebracht Wie uns
aus München gemeldet wird hat Herr R Haniel in Oberbayern
in der Nähe des Ammerſees ein großes für Vollblutsucht ge
eignetes Gelände erworben um dort ſein Geſtüt neu zu errichten

Unterhbaltungsbeilage der Sgale Zeituns
14 Januar Jnhalt Der Kloſtermüller Erzählung von

Karl Reurath Zwiſchenfall Von Suſanna Trautwein
Wer war Bacon Spieleraberglaube Bunte Zeitung

Literatur

Die Kunſt Böcklins unö Klingers
behandelte Dr Schitowski aus Berlin am Mittwoch abend
in der 1 Sonderveranſtaltung der Freien Volksbühne im
großen Saale der Dreide en o e vor ſehr zahlreichem Publikum
in anregender Weiſe Nach Maßgabe der verfügbaren Zeit
konnte das Thema natürlich nur in großen Zügen behandelt
werden Böcklin das Bafeler Kind ſo führte der Red
ner in der Hauptſache aus war ein Gefühls und Sinnen
menſch voller Geſundheit und maleriſch koloriſtiſcher Ein
heit der Auffaſſung wie Durchführung ſeiner Motive Jedes
Böcklinſche Gemälde iſt deshalb aus einem Guſſe jedes Werk
iſt ediglich der vollendete Ausdruck eines Gefühles der
art daß die Figuren nichts anderes wiedergeben als die
Stimmung der Landſchaft und die Landſchaft nichts anderes
ausſagt als wiederum die Empfindung die in den Figuren
verkörpert iſt Zu dieſer einzigartigen Geſchloſſenheit der
Geſamtwirkung verhilft den Böcklinſchen Bildern neben der
vortrefflichen kompoſitoriſchen und ZeichenTechnik die ſonſt
unbekannte Güte der Farbenzuſammenſtellung im Vereine mit
der 2euchtkraft dieſer Tinten ſelbſt Der Meiſter hat ſie
ſich ſtets eigenhändig angerieben und ſie vor dem Gebrauchs
oft erſt jahrelagg auf ihre Licht und Wetterbeſtändigkeit geprüft Er hat nie im landläufigen Sinne nach der Nah
oder nach Modellen gemalt ſondern all ſeine Werke frei
aus ſich heraus allerdings auf Grund gewiſſer oloriſtiſcher
Erlebniſſe geſchaffen Dabei hat es ſich öfters ereignet daß
er eine Einzelheit z B einen Seevogel malte von dem
er nie etwas geſehen oder gehört hatte der ſich aber tatſächlich
in der Südſee vorfindet Die Not des Lebens die er als
janger Ehemann in bitterſter Weiſe durchkoſten mußte hatte
alſo ſeine gewiſſermaßen viſionäre Schöpferkraft nicht im
geringſten zu beeinträchtigeen vermocht Klinger hat dieſe
Sorge ums tägliche Brot niemals kennen gelernt denn an
ſeiner Wiege ſtand der Reichtum einer aàaltangeſehenen Leip
ziger Familie Sein Jnnenleben war ſicher nicht unbedeuten
der aber in jedem Falle nicht ſo einheitlich wie das Böcklins
Trat doch neben das Geflihl in Klingers Bruſt als ebenſo
ftarke Macht der Verſtand ſo daß ſeine Zeiſtungen ſich als

eine Art Riß in der Ausführung des Werkes empfunden
wird Jn der Tat hat Klinger mit ſeltener Strenge ſeine
künſtleriſche Selbſterziehung vorgenommen indem er ver
ſtandesmäßig abwog was etwa nicht ganz genau zu ſeinem
Eigenweſen paßte um es dann ſchleunigſt auszuſcheiden

Form mit moderner Beleuchtung und Farbengebung An
erkennung hat er dafür zunächſt nicht im geringſten gefunden
im Gegenteil ſein Urteil des Paris z B wurde für den
Meiſter anfangs eine Quelle des Spottes bis ſich allmählich

u a durchrang Als Graphiker z B als Schöpfer der

Ausfluß beider darſtellen was häufig vom Beſchauer als

Klingers maleriſches Ziel war die Vereinigung von klaſſiſcher

die Erkenntnis der Bedeutung wie bei Chriſtus im Olymp

Brahms Phantaſie und der Handſchuh Paraphraſe ſowie
der Geſchichte einer Liebe erntete Klinger dagegen ſchnell
großen Beifall während ſeine plaſtiſchen namentlich die
bunten Werke vorerſt wieder den ſonderbarſten törichtſten
Anfeindungen begegneten weil ihre z B in dem Geſichts
und Handausdruck der Salome liegende Emphaſe eben zu
neuartig war Des Meiſters Traum der in der Vollendung
eines die Mittel der Malerei Plaſtik und Architektur er
ſchöpfenden Geſamtkunſtwertes gipfelte blieb leider uner
füllt denn es fand ſich kein Architekt von Klingerſchen
Künſtler Qualitäten

Eine Reihe kleiner unbegreiflicherweiſe faſt durchweg nur
ſchwarzweißer Reproduktionen folgte den beiden Teilen des
von Dr Schitowski mit guter routinierter Sprechtechnik und
inneresr Anteilnahme unter ſtarkem Beifcll gehaltenen Vor
trages

Dr K B

Alte Hausinſchriften
Geſammelt von

Hans Runge Vraunſchweig
Nachdruck verhoten

Gut machet Mut
Mut machet Uebermut
Uebermut machet Neid

Neid machet Streit
Streit machet Armut

Armut machet Demut

Wer will mehr verzehren
Als ſein Pflug kann ernähren
Der muß zuletzt verderben
Und vielleicht in Armut ſterben

Vertrau nicht viel halt deine Rede in Hut
Denn fremder Rat tut ſelten gut

Wer ſeine Zunge nicht kann im Zaum halten
Der hat eine ſchreckliche Krankheit an ſich

e

Wohltat ſchläft gar leicht oft ein
Denn wen ge Menſchen dankbar ſai

t

Den Dukaten am Klange
Den Vogel am Sange
Den Menſchen an Gebärden und Worten
Erkennt man an allen Orten

Zur Wohltat und nicht zur Gewalt
Alle Herrſcher auf Erden ſind beſtallt
Regieren ſie freundlich und mit Willen
Werden ſie Zank und Hader ſtillen
Wer aber mit dem Kopfe will oben hinaus
Tut vielen Schaden und richt wenig aus

All unſer Sinn und Mut
Steht nur noch nach Geld und Gut
Und wenn wir es erwerben
So legen wir uns nieder und ſterben

Der Bücherfreund
Von

Richard Rieß e
e a Nachdrud verboten

Jch lernte ihn im Klub der Bibliophilen kennen Als
Profeſſor Venecke ſeinen Vortrag über die Nachdrucke der
Ausgabe von Goethes erſter Sammlung ſeiner Schriften
hielt ſaß er nehen mir und es fiel mir auf daß er den
Vortrag mit zuſtimmenden Zwiſchenrufen begleitete Aber
unſere Zeit iſt ja politiſch infiziert und da kann ſo was

Lurth Eintracht werden kleine Dinge groh
Durch Zwietracht wird man große Dinge los

ſchon paſſieren
Nachher erfuhr ich er hleße Päppelmann und habe ein

wir
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